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Mr. 13789.) Achte Verordnung über die Lockerung der e Vom 15. Sep⸗ 
tember 1932. 


Auf Grund der SS 1 und 10 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 754) wird mit ſofortiger Wirkung folgendes angeordnet: 


Einziger Paragraph. 

Für den Tauſch von ſelbſtändigen benutzten Wohnungen innerhalb desſelben Grundſtücks 
nach Maßgabe des §S 8 Wohnungsmangelgeſetzes iſt die Genehmigung der Gemeindebehörde nicht 
erforderlich. Der Vermieter: hat ae) von der 5 des Tauſches unverzüglich der 
Gemeindebehörde Anzeige zu erſtatten. 


Berlin, den 15. September 1932. 


Der Preußische Minifter für Volkswohlfahrt. 
Mit SERIE der Geſchäfte beauftragt: 
Scheidt. 


(Nr. 13790.) Verordnung über Unfallrenten in der landwirtſchaftlichen Unfallverſicherung. Vom 
17. September 1932. 


Auf Grund des Teiles 1 Kapitel II Artikel 4 8 4 der Verordnung des Reichspräſidenten über 
Maßnahmen zur Erhaltung der e und der Sozialverſicherung ſowie zur Erleichterung 
der Wohlfahrtslaſten der Gemeinden vom 14. Juni 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 273) wird bis auf 
weiteres folgendes angeordnet: 

81. 


Bei Unfällen der als Unternehmer Verſicherten und der ihnen nach 8 5991 Abſ. 2 der 
Reichsverſicherungsordnung Gleichgeſtellten wird eine Rente nicht gewährt, wenn die Erwerbs⸗ 
fähigkeit des Verletzten infolge des Unfalls um weniger als ein Drittel gemindert iſt. 

Die Rente wird jedoch gewährt, wenn der Verletzte auf Grund eines früheren Unfalls 
Anſpruch auf Verletztenrente oder auf Krankengeld hat, es ſei denn, daß die Hundertſätze der Ver⸗ 
letztenrente nicht mehr die Zahl dreiunddreißigeindrittel erreichen. Iſt die Rente weggefallen, fo 
iſt der Anſpruch auf Wiedergewährung nur begründet, ſolange die Erwerbsfähigkeit des Verletzten 
infolge einer weſentlichen Verſchlimmerung der Unfallfolgen für länger als drei Monate um 
wenigſtens ein Drittel gemindert iſt. a 

Die Rente wird ferner gewährt, wenn der Verletzte auf Grund eines früheren Unfalls wegen 
einer Verletztenrente von wenigſtens einem Drittel der Vollrente abgefunden worden iſt. 

Iſt der Verletzte an Stelle einer vorläufigen Rente durch eine Geſamtvergütung in Höhe 
des vorausſichtlichen Rentenaufwandes abgefunden worden und iſt nach Ablauf des Zeitraums, 
für den die Abfindung beſtimmt war, infolge des Unfalls die Erwerbsfähigkeit des Verletzten noch 
um wenigſtens ein Drittel beſchränkt, ſo iſt auf Antrag Rente zu gewähren. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 11. Oktober 1932.) 53 
Geſetzſammlung 1932. (Nr. 1378913 791). l 


br. Grunau, Hol ten. str 1250 


2 


R 


312 Preuß. Geſetzſammlung 1932. Nr. 53, ausgegeben am 27. 9. 32. 


8.2. 
Diefe Verordnung gilt für den Bereich folgender Berufsgenoſſenſchaften: 
Oſtpreußiſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft; 
Brandenburgiſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft; 
Pommerſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft; 
Heſſen⸗Naſſauiſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft; 
Rheiniſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft; 
Landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen; 
Niederſchleſiſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft; 
Oberſchleſiſche landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft. 


83. 
Die Vorſchrift des S 1 gilt ohne Rückſicht auf die Zeit des Unfalls mit Wirkung vom 
1. Oktober 1932. 


Berlin, den 17. September 1932. 


Der Preußiſche Der Preußiſche 
Der Preußiſche Miniſter Miniſter für Land- Der Preußiſche 
Miniſter für Volkswohlfahrt. wirtſchaft, Domänen Finanz⸗ 
des Innern. Mit Wahrnehmung der und Forſten. miniſter. 
Im Auftrage: Geſchäfte beauftragt: Im Auftrage: Im Auftrage: 
Schütze. Scheidt. Arnoldi. Schnitzler. 


(Nr. 13791.) Verordnung über die Abgrenzung der Bezirke der Arbeitsgerichte Braunsberg und 
Mohrungen. Vom 23. September 1932. 


Auf Grund des § 14 des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 23. Dezember 1926 (Reichsgeſetzbl. 1 
S. 507) wird in Abänderung der Verordnung vom 10. Juni 1927 (Geſetzſamml. S. 97) verordnet: 


81. 

Der durch 8 1 der Verordnung über die Aufteilung der Bezirke der aufgehobenen Amtsgerichte 
vom 13. September 1932 (Geſetzſamml. S. 301) dem Amtsgerichte Preußiſch Holland zugelegte 
Bezirk des Amtsgerichts Mühlhauſen verbleibt auch nach dem 30. September 1932 beim Arbeits⸗ 
gericht Braunsberg. 

82. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1932 in Kraft. 


Berlin, den 23. September 1932. 
Der Preußiſche Miniſter für 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. Handel und Gewerbe. 
Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: Mit Wahrnehmung der Geſchäfte beauftragt: 
Hölſcher. Ernſt. 
Berichtigung. 


m 8 1 der Verordnung über die Aufteilung der Bezirke der aufgehobenen Amtsgerichte vom 
13. bes 1932 (Geſetzſamml. S. 301) muß es auf Seite 306 Zeile 11 und Zeile 8 von unten unter 
XI Nr. 4 (Oberlandesgerichtsbezirk Naumburg a. S., Amtsgerichtsbezirk Wettin) zu a) ſtatt „Döſſel“ 
richtig „Döblitz“ und zu b) ſtatt „Döblitz“ richtig „Döſſel“ heißen. 
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